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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

  

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Das Gutachten „Erschütterungseinwirkungen infolge des Schienenverkehrs vom 

12.07.2019 vom Ingenieurbüro Dr. Ulf Lichte sowie die ergänzenden gutachterlichen 

Stellungnahmen vom 09.09.2019 und 13.09.2019 wurden dem Landesamt für Umwelt, 

Naturschutz und Geologie Mecklenburg-Vorpommern zur erneuten Stellungnahme 

vorgelegt. Die Erstellung eine Erschütterungsgutachten hat die Behörde in ihrer 

Stellungnahme vom 02.04.2019 zum Entwurf gefordert, dem ist die Gemeinde Holthusen 

gefolgt. Die Gemeinde ergänzt die Begründung, dass die Behörde das zur Stellungnahme 

vorgelegte Gutachten bestätigt. Das Gutachten einschließlich der ergänzenden 

Stellungnahmen wird Anlage zur Begründung. 

 

Zu 2. 

Die vorgeschlagene Festsetzung wird in den Teil-B Text übernommen. „Zur 

Schwingungsisolierung der schutzwürdigen Gebäude ist eine elastische Lagerung (z.B 

Anordnung von Elastomerlagern) zwischen Unter- und Erdgeschoss oder unterhalb der 

Gründung mit einem senkrechten Anschluss an der Außenwand zur Bahnstrecke 

vorzusehen.“ In der Begründung wird dargelegt, dass entsprechend der gutachterlichen 

Stellungnahme vom 09.09.2019 diese Festsetzung für den gesamten Plangeltungsbereich 

anzuwenden ist.  

 
 

 

- 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

Änderung der Abwägung zu FD 38– Brand- und Katastrophenschutz Stellungnahme 

06.02.2019 (Vorlagen-Nr. 2019/HOL/531) 

Zu 13. 

Siehe nachfolgende Behandlung der Stellungnahme.  

 

Zu 14.  

Löschwasser wird aus vorhandenen Wasserreservoire genutzt. Dies wird durch die 

Gemeinde entsprechend gesichert. Das Löschwasserreservoir wird durch Entnahme aus 

dem Löschwasserspeicher vorzugsweise überprüft. Zusätzlich sollen Druckversuche 

durch die Gemeinde bzw. den Landwirtschaftsbetrieb vorgenommen werden, um 

ausreichende Löschwassermengen sicherzustellen. Die Angaben werden im Exemplar zur 

Satzung über den Bebauungsplan entsprechend ergänzt. 

Zu 15. 

In der Begründung wird der Hinweis ergänzt, dass Löschwasser aus dem Gebiet in 

ausreichendem Umfang zur Verfügung steht.  

Zu 16.  

In diesem Gliederungspunkt wird Bezug genommen auf die Abwägung zu Punkt 14. Die 

Gemeinde verfügt über mehrere Möglichkeiten zur Löschwasserbereitstellung. Die 

Entnahme aus vorhandenen Reservoirs wird geprüft und gesichert. Zudem werden 

Löschwasserdruckversuche durchgeführt, um hinreichend Löschwasser nachzuweisen. 

Die Nachweise sind bis Satzungsbeschluss vorzunehmen.   

Zu 14 NEU 

Die Anforderungen an die Löschwasserbereitstellung haben sich während des 

Aufstellungsverfahrens geändert. Die Entnahme aus dem Löschwasserspeicher 

im Teilgebiet WA3 wird nicht weiter verfolgt und es wird der vorhandene 

Tiefbrunnen auf dem Gelände der Agrargemeinschaft Holthusen eG für die 

Löschwasserbereitstellung an der nördlichen Grenze des Plangeltungsbereiches 

zur Sicherung der Löschwasserbereitstellung vorgesehen. Die Feuerwehr hat dort 

eine Aufstellfläche. Die Schaffung der notwendigen Voraussetzungen für die 

Löschwasserbereitstellung wird durch die Gemeinde vorbereitet. Es ist bereits 

der Antrag beim Netzbetreiber für einen Hausanschluss für den Tiefbrunnen der 

Agrargemeinschaft Holthusen eG gestellt, so dass die Löschwasserbereitstellung 

aus Sicht der Gemeinde gesichert werden kann. Die in der Planzeichnung 

dargestellte Fläche für den Löschwasserspeicher ist somit nicht mehr erforderlich 

und ist nunmehr für eine Nutzung für Stellplätze möglich. 

 
Zu 15.NEU 

Das Ergebnis der Sicherung des Nachweises der Löschwasserbereitstellung für den 

Grundschutz im Plangebiet erfolgt in der Begründung. 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen.  

 

 

Zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen.  

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

  

Zu 16. NEU 

Die geplante Löschwasserentnahmestelle befindet sich an der nördlichen Grenze des 

Plangeltungsbereiches und wird in der Planzeichnung dargestellt. 

 

 
 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

Ergänzung Abwägung FD Immissionsschutz und Abfall Stellungnahme vom 

07.05.2019 (Vorlagen-Nr. 2019/HOL/535) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 5. 

Die Länge und die Höhe des Lärmschutzwalls wurden gutachterlich bestimmt 

und werden entsprechend den gutachterlichen Ausführungen festgesetzt. Die 

Gemeinde stellt hierzu klar, dass die Tiefe des Teilgebietes WA 3 zusätzlich zu 

berücksichtigen ist und der Lärmschutzwall somit mit einer Gesamtlänge von 

290 m zu errichten ist. 

 

Zu 6. 

Diese Forderung ist mit der getroffenen Formulierung insofern 

unverhältnismäßig, da es aus Sicht der Gemeinde ausreichend ist, wenn mit der 

bestimmungsgemäßen Nutzung der Wohnbebauung und der 

Gemeinbedarfseinrichtung die Lärmschutzmaßnahme vollständig realisiert ist. 

Dies wird mit der Festsetzung eines bedingten Baurechts wie folgt 

berücksichtigt. Innerhalb der festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete und der Fläche 

für den Gemeinbedarf ist die Aufnahme der Nutzung von schutzbedürftigen Räumen 

im Sinne der DIN 4109 erst zulässig, wenn der in der Planzeichnung dargestellte 

Lärmschutzwall gemäß der textlichen Festsetzung 7.1.1 errichtet worden ist.  

Für Nutzungen ohne eine Nachtnutzung wurde gutachterlich dargestellt, ist die 

Forderung nicht zutreffend, da gutachterlich dargelegt wurde, dass nach 

Realisierung der aktiven Schallschutzmaßnahmen eine Überschreitung der 

Immissionsrichtwerte am Tag nur geringfügig an einem Immissionsort erfolgt. 

Im Übrigen ist der Ausbau des Dachgeschosses im Baugebiet WA 1.1 

(bahnparallele Bebauung) ohnehin ausgeschlossen.  
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

Teilweise zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


